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Sehr geehrter Herr Korpskomman-
dant: Gestatten Sie mir eingangs
aus aktuellem Anlass folgende Fra-
ge: Was ist Ihnen durch den Kopf
gegangen, als Sie vom Absturz des
deutschen Tornado-Kampfflugzeu-
ges im Lauterbrunnental gehört
haben?

Flugunfälle sind immer schreckli-
che Ereignisse. Meine ersten Ge-
danken gehörten der Besatzung
und den Angehörigen. Ich hab mich
gefragt, was wohl schief gelaufen
sei. Ich hatte Mühe mir vorzustel-
len, dass so etwas passiert ist.    

Unsere Luftwaffe trainiert aus be-
kannten Gründen seit vielen Jahren
im Ausland. Sicher ist diese Aus-
bildung unbestritten. Im Zusammen-
hang mit dem Tornado-Unglück
stellen sich nun viele Bürgerinnen
und Bürger die Frage, warum
gehen wir z.B. für Tiefflüge «hinaus»,
ausländische Luftwaffen dürfen
dagegen in schwierigem und be-
wohntem Gelände Tiefflüge absol-
vieren. Was ist eigentlich der wahre
Kern dieser Ausbildungsprogram-
me?

Es ist richtig, dass die Schweizer
Luftwaffe aus Rücksicht auf die Be-
völkerung und Umwelt Tiefflüge im
Ausland über unbewohntem Gebiet
trainiert. Es ist falsch zu glauben,
ausländische Luftwaffen würden in
der Schweiz Tiefflüge trainieren.
Beim Unfallflug handelte es sich
um einen Navigationsflug im Rah-
men der Ausbildungskooperation
der Luftwaffen Deutschlands und

«Die Frage ist, 
ob die Schweiz 
eine glaubwürdige
Luftwaffe will?»

der Schweiz, der gemäss interna-
tionalen Vorschriften geflogen wur-
de. Diese Zusammenarbeit basiert
auf Abkommen zwischen dem VBS
und dem Bundesministerium der
Verteidigung aus den Jahren 2000
und 2003. Unsere Luftwaffe ist auf
Trainingsmöglichkeiten im Ausland
angewiesen. Nur so kann sie ihren
hohen Leistungsstandard beibehal-
ten. Die Schweiz kann aber nicht
nur von ausländischen Ausbildungs-
angeboten profitieren. Die Naviga-
tionsflüge sind eine Gegenleistung,
die wir anbieten. Diese Flüge wer-
den vom BAZL, in Zusammenarbeit
mit der Luftwaffe, mittels soge-
nannter Diplomatic clearance be-
willigt. In den vergangenen Jahren
wurden jeweils rund 20 derartige
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THOMAS FUCHS, GROSSRAT,
SEKRETÄR PRO LIBERTATE

E-Mail: fuchs@prolibertate.ch

Ausziehen!
Uniformen ausziehen! So das
Motto zweier Stadträte der Jungen
Alternativen (JA). Ratsmitglieder
sollen künftig in der Bundes-
hauptstadt nicht mehr in Militär-
uniform an Ratssitzungen teil-
nehmen dürfen. Diese dreiste
Forderung einer Sozialarbeiterin
in Ausbildung, Mitglied bei
VPOD, Frauenstreik und der Ak-
tion Bern ohne AKW sowie eines
Ethnologen, der sich kürzlich als
Kiffer brüstete, könnte im rot-grün
dominierten Berner Stadtrat dem-
nächst eine Mehrheit finden. In
der Motion fehlen leider Bestra-
fungsart (Busse, Haft oder Rats-
ausschluss) und Hinweise, ob
«lismen» ebenso erlaubt bleibt,
wie das Erscheinen in verlausten
Pullovern, zerschnittenen Ho-
sen, im Rastalook, in trägerlosen
T-Shirts, in Sandalen oder gar
barfuss! Mein Fazit: Beim Ver-
fassen von Motionen künftig vor-
her nicht mehr kiffen!
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Flüge bewilligt. Bisher ohne Zwi-
schenfälle. – Es ist also ein Geben
und Nehmen.  

Der Tornado-Absturz «beflügelt»
nun die Befürworter der Franz-
Weber-Initiative, welche Militärflüge
über «touristischen» Regionen in der
Schweiz verbieten wollen. Wir von
PRO LIBERTATE betiteln diese Forde-
rung als Luftwaffen-Abschaffungs-
Initiative. Übertreiben wir?

Es kommt darauf an, wie der ent-
sprechende Verfassungsartikel um-
gesetzt würde. Doch sicher scheint,
dass bei Annahme der Initiative in
der Schweiz kaum mehr glaubwür-
dige Übungen mit Kampfjets mög-
lich wären. Dies würde die opera-
tionelle Einsatzbereitschaft, letztlich

Flugplatz Meiringen

Doch sicher scheint, dass 
bei Annahme der Initiative 
in der Schweiz kaum mehr
glaubwürdige Übungen mit
Kampfjets möglich wären.

also die Erfüllung des Auftrags und
somit die Sicherheit in der Dritten
Dimension beeinträchtigen. Ohne
Trainings über der Schweiz würden
die Piloten die spezifischen topo-
grafischen und meteorologischen
Verhältnisse des Luftraums, vor
allem über den Alpen, nicht mehr
genügend beherrschen. Zudem
würden auch alle am Einsatz von
Kampfjets beteiligten Elemente –
beispielsweise Flugsicherungs-
organe oder Betriebspersonal der
Flugplätze – praktisch jeglicher ein-
satznaher Übungsmöglichkeit be-
raubt.

Die Initianten und ihre Sympathi-
santen bringen bekannte Argu-
mente ins Spiel: Das VBS bzw. die
Luftwaffe sei zu wenig gesprächs-
bereit, zu wenig transparent, halte
Versprechen nicht ein und über-
gehe die betroffenen Menschen.
Haben Sie Verständnis für die An-
liegen dieser Leute?

Seriösen, sachlichen Diskussionen
mit Offiziellen – das können Grup-
pen, aber auch Einzelpersonen
sein – stellen wir uns immer. Wir
halten uns aber bewusst zurück,
wenn polemisiert und persönliche
Angriffe erfolgen. Und was es auch
gibt, sind Gegner, die gar nicht mit
uns reden wollen! 

In unserem Nachbarland Österreich
ist die Beschaffung des neuen
Kampfflugzeuges «Eurofighter» eine

leidige Angelegenheit, die politische
Linke versucht, die Beschaffung zu
verhindern. Erinnerungen werden
wach an das politische Geplänkel
anlässlich der Beschaffung unserer
F/A-18-Flugzeuge. Falls die öster-
reichische Luftwaffe ihre neuen
Flugzeuge nicht erhält, wird das –
negative – Signalwirkung auf die
nächste Beschaffungsetappe für
unsere Luftwaffe haben?

Das ist eine inner-österreichische
Angelegenheit, zu der ich mich nicht
äussere. Die Frage, die für mich
zentraler ist, ist die, ob die Schweiz
eine glaubwürdige Luftwaffe will,
die die Luftpolizeiaufgaben erfüllen
und somit Sicherheit produzieren
kann, oder nicht?    

Warum brauchen wir weitere mo-
derne Flugzeuge?

Damit der Luftpolizeidienst über eine
gewisse Zeitspanne, bei jedem Wet-
ter, zu jeder Tages- und Nachtzeit
durchgeführt werden kann. Die 33
F/A-18 reichen dafür nicht aus. Die
F-5 Tiger besitzen die nötigen Fähig-
keiten nicht und müssen zudem
altersbedingt bald ausgemustert
werden. 

Wo stehen heute die Vorbereitungen
für die Auswahl eines Flugzeuges

Brigadier Walter Knutti, gebo-
ren 1948, ist verheiratet und hat
einen Sohn. Wohnhaft ist er in
Foug. Er studierte Rechts-
wissenschaften und trat 1982
in das Instruktionskorps der
Luftwaffe ein. Nach Jahren als
Instruktor in Rekruten- und
Offiziersschulen absolvierte er
1990/91 das Air Command and
Staff College in Maxwell
(Alabama/USA). 1993–1996 war
er Kommandant einer Flab-
Rekrutenschule in Payerne.
1997 wurde er Chef Stab
Untergruppe Operationen. Von
2000–2003 kommandierte er
die Flugplatzbrigade 32. An-
schliessend war er Chef Stab
Luftwaffe. Seit Januar 2006 ist
er Kommandant der Luftwaffe.



Gewalt  Kriminalität  Disziplinlosigkeit
die 68er haben versagt !

PATRICK FREUDIGER,
STADTRAT LANGENTHAL

E-Mail: p.freudiger@besonet.ch

Vergewaltigungen in Rhäzüns, Zürich
Seebach, Steffisburg etc. Meistens
sind die Täter Ausländer oder ein-
gebürgert. In der Schule Borrweg in
Zürich «verbrauchte» eine 6. Klasse
in nur 2,5 Jahren sechs Lehrkräfte.
17 von 22 Schülern dieser Klasse
sind Ausländer. Die besagten Bei-
spiele sind gewiss krasse Vor-
kommnisse und fallen glücklicher-
weise nicht unter die Rubrik «Nor-
malzustand». Jedoch lässt sich
zweifellos eine Zunahme der krimi-
nellen Handlungen feststellen, z.B.
vorsätzliche Körperverletzungen
(8198 Anzeigen im Jahre 2004
gegenüber 3724 im Jahre 1995).
Der Anteil der ausländischen Straf-
täter liegt konstant hoch (ca. 50%,
im Bereich der Jugendkriminalität
und bei den Kapitalverbrechen noch
höher). Passend dazu sind die
Statistiken aus den Gefängnissen:
Von den 6111 Gefängnisplätzen in
der Schweiz sind ca. 81% (!) von
Ausländern belegt. Diese zuneh-
menden Fälle von Gewalt, Krimi-
nalität und völliger Disziplinlosigkeit
weisen auf grundsätzliche Defizite
und Fehlentwicklungen in unserer
Gesellschaft hin:

Antiautoritäre Erziehung: Die 68er-
Revolte hat zu einer grundlegenden
Änderung der Erziehungsdoktrin
geführt. Traditionelle Autoritäten
verloren an Gewicht, dafür wurde
das Gewicht auf Selbstverwirkli-
chung und grenzenlose Freiheit
gelegt. Traditionelle Tugenden wie
Respekt und Disziplin verloren an

Bedeutung bzw. wurden sogar ver-
höhnt. Oskar Lafontaine, Sozialist
und Vollblut-Realitätsverweigerer,
hat über derartige Tugenden einmal
gesagt: «…damit kann man auch
ein KZ betreiben.» Die Folgen die-
ser Haltung sind die zu Beginn er-
wähnten Skandale. Mit der Disziplin
und den Autoritäten verschwand
eben nicht selten auch der grundle-
gende Respekt vor seinen Mit-
menschen und der Rechtsordnung.

Falsches Toleranzverständnis: Tole-
rant sein bedeutet, den Anderen zu
achten und zu respektieren. Aber
Toleranz bedeutet nicht Gleichgül-
tigkeit der eigenen Kultur gegen-
über. Echte Toleranz gegenüber
Mitmenschen kann nur geübt wer-
den, wenn die Spielregeln klar sind:
Wer hierher kommt, hat sich bedin-
gungslos zu integrieren; das heisst,
eine Landessprache zu sprechen,
zu arbeiten und unsere christlich-
abendländisch geprägte Wert- und
Rechtsordnung vorbehaltlos zu ak-
zeptieren und zu leben. Toleranz
kann daher auch nicht geübt wer-
den gegenüber denjenigen, welche
diese Spielregeln nicht akzeptieren
bzw. sich selbst intolerant verhalten.
Der ehemalige deutsche Bundes-

kanzler Helmut Schmidt (SPD) meint
dazu: «Die Toleranz ist nicht gren-
zenlos. Sie findet ihre Grenze, viel-
leicht ihre einzige Grenze, in der
etwaigen Intoleranz des Anderen».
Wenn Schulen nun aus Rücksicht
gegenüber fremden Kulturen auf
Weihnachtsfeierlichkeiten verzich-
ten oder wenn Zeitungen und Poli-
tiker die Meinungsfreiheit relativie-
ren wie anlässlich des Streits um
die Mohammed-Karikaturen, so hat
dies nichts mehr mit Toleranz, son-
dern mit Kapitulation zu tun.

Zuwanderung in den Sozialstaat:
Über Jahre hinweg hat die Schweiz
unter der Herrschaft der nunmehr
etablierten 68er-Generation eine
Ausländerpolitik der offenen Scheu-
nentore betrieben. Dabei zeigt sich,
dass immer weniger der eingewan-
derten Ausländer erwerbstätig sind.
Während der Anteil der erwerbs-
tätigen Ausländer an der Bruttoein-
wanderung im Jahr 1990 noch
53,4% betrug, so lag er 2004 noch
bei 30,2%. Diese Änderung der
Einwanderungsmotive korreliert mit
dem Phänomen der Zuwanderung
in den Sozialstaat. Damit wird Ein-
wanderung aber gerade für schlecht
qualifizierte Personen aus kultur-

und gibt es objektive Gründe, dass
man aus politischen Gründen (Stich-
wort «Irak») auf ein US-Produkt 
verzichten wird?

Wir befinden uns in der Vorphase
zu einem Projekt. Ob ein solches
überhaupt gestartet wird, hängt
von der Politik ab. Derzeit erfolgen
Abklärungen über die Fähigkeiten
der möglichen Kandidaten: Welches
Flugzeug kann was zu welchem
Preis leisten? Sollte ein Teilersatz
für die Tiger-Flotte beschafft wer-
den, geht es darum, die Bedürf-
nisse optimal zu erfüllen. 

Für die Beschaffung der F/A-18-
Flugzeuge haben sich viele Orga-
nisationen – darunter PRO LIBERTATE

– stark engagiert. Die Manifestation
1993 auf dem Bundesplatz war
wohl weltweit ein beispielloses
Bekenntnis zu einer starken Armee.
Fühlen Sie sich heute von der Be-
völkerung genügend unterstützt
und was erwarten Sie von Pro-
Armee-Kreisen?

Die Nagelprobe folgt noch. Die
Luftwaffe hat generell eine gute
Akzeptanz. Das erleben wir beinahe
täglich. Was mich aber – zugege-

benermassen – stört ist, dass die
Gegnerkreise derzeit eine solche
Medienpräsenz geniessen. Ich hoffe,
dass die Befürworter eine gleiche
Medienpräsenz erhalten werden,
wenn sie ins Geschehen eingreifen. 

Sehr geehrter Herr Korpskomman-
dant! Ich danke Ihnen für das
Gespräch und versichere Ihnen und
der Schweizer Luftwaffe unsere
volle Unterstützung.

Mit Korpskommandant Knutti sprach
Ami Bossard Gartenmann
bossard@prolibertate.ch

In den PL-Mitteilungen 2-07 haben wir unter PR-Tipps die
Krawallorganisatorin Imobersteg erwähnt. Sie ist Co-Präsidentin
des VSS Verband der Schweizer Studierendenschaften und nicht
des Schweizerischen Studentenvereins STV. 

Wir entschuldigen uns für dieses Missverständnis! Die Redaktion

Klarstellung!
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DR. F. W. SCHLOMANN, KÖNIGSWINTER

Während der zurückliegenden Wo-
chen konnte man im Fernsehen
recht grässliche Bilder sehen, auf
denen in Moskau und St. Peters-
burg russische Milizionäre martia-
lisch und in gewaltiger Übermacht
friedliche Demonstranten brutal
niederknüppelten. Als noch schlim-
mer zu werten ist das ausdrückli-
che Lob des Vize-Innenministers
Suchodolksi, die Einheiten dieser
Omon seien «professionell und im
Rahmen des Gesetzes» vorgegan-
gen; damit hat er ihr Vorgehen legi-
timiert und zugleich praktisch ihr
Verhalten für künftige Demonstra-
tionen vorgegeben.
Bekanntlich soll es im Dezember
Parlamentswahlen geben und am
2. März 2008 die wichtige Präsi-
dentenwahl. Der Opposition, eine
lose Organisation namens «Ein

anderes Russland» mit ihrer Parole
«Rusnja bes Putin» («Russland
ohne Putin») ist angesichts der
Wahlgesetze und vieler Behinde-
rungen keine echte Chance einzu-
räumen. Dennoch will Putin auch
sie möglichst mundtot sehen.
Artikel 81 der russischen Verfassung
verbietet ihm eindeutig eine dritte
Amtszeit, und er selber hat Ende
April deutlich erklärt, dass er eine
solche nicht anstrebe. In jüngster
Zeit allerdings hat der Präsident des
Föderationsausschusses, Miranow,
eine entsprechende Verfassungs-
änderung und damit auch eine wei-
tere Periode des jetzigen Präsiden-
ten vorgeschlagen. Es wird kaum
Zufall sein, wenn während der letz-
ten Wochen viele Briefe von Regio-
nalparlamenten und Gouverneuren
in Moskau eingingen, welche eine
dritte Amtszeit Putins als Stabili-
tätsgaranten für das Riesenland

fordern. Nach angeblichen Umfragen
des Moskauer VZIOK-Meinungs-
forschungsinstitutes wünschen das
jetzt auch 65 Prozent der russischen
Wähler. Ob Putin für sich wirklich
eine weitere Amtszeit anstrebt, wir
die Zukunft beweisen. Gegenüber
dem – oft naiven – Westen spielt er
den Demokraten, in seiner Innen-
politik jedenfalls sind Machtgier und
Skrupellosigkeit des 54-Jährigen
unverkennbar.
Es werde keinen Nachfolger für ihn
geben, sondern nur Kandidaten,
über die dann der Wähler zu ent-
scheiden habe, sagt er grosszügig
– um gleichzeitig sein Recht zu be-
tonen, seinen Vorzugs-Kandidaten
zu nennen. Das dürfte am 1. De-
zember sein, dem Beginn der
Präsidentschafts-Wahlkampagne.
Seit längerer Zeit begünstigt der
Kreml-Herrscher zwei Nachfolger –
was sich bei allen Unwägbarkeiten
indes schnell ändern kann. Einmal
ist es der Stellvertretende Minister-
präsident Dmitri Medwedew, der
als Verantwortlicher für Soziales,
Bildungswesen und Gesundheit sich
in seiner liberalen und verbindlich
wirkenden Art gern als besorgter
Landesvater präsentiert. Viele Rus-
sen jedoch halten den 41-Jährigen
für die schwere Bürde dieses Am-
tes als zu jung und unerfahren.
Putin dürfte Sergej Iwanow mit sei-
nen 54 Jahren näherstehen. Beide
kennen sich seit über 30 Jahren von
gemeinsamer Arbeit im Leningrader
KGB; zuvor hatte der Engvertraute
Putins Englisch und Schwedisch
studiert – er war dann auch bald für
die sowjetische Spionage in Eng-
land, Finnland sowie in Kenia tätig.
Sommer 1998 ernannte Putin als
Leiter des russischen ESB-Inlands-
geheimdienstes ihn zum Chef sei-
ner Analyse-Abteilung; bald war er
sein «Chefideologe». Im SWR-Aus-
landsspionagedienst rückte Iwanow
zum Stellvertreter der Abteilung
Europa auf. November 1999 erfolg-
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fernen Regionen besonders attraktiv.
Diese lassen sich oftmals nur schwer
integrieren und haben Mühe, eine 
Arbeitsstelle zu finden. Folge einer
mangelnden Integration ist nicht sel-
ten ein Abgleiten in die Kriminalität.

Fazit: Autoritätsverlust, zunehmende
Gewaltbereitschaft und fehlende
Akzeptanz unserer Rechtsordnung
in gewissen Milieus: Das alles ist
auch das Erbe der 68er-Genera-
tion. Das Menschenbild der 68er –
ein von jeglicher Tradition und
Wertekonsens losgelöster Mensch,

der sich jenseits jeglicher Hierar-
chiestrukturen nur noch um seine
totale Selbstverwirklichung zu küm-
mern braucht – ist an den Anfor-
derungen der Realität offenkundig
gescheitert. Sogar Printmedien und
die SRG – beides Bastionen des
linksliberalen Mainstreams – müs-
sen heute fast zwangsläufig das
Thema Ausländerkriminalität auf-
greifen, um nicht völlig abseits zu
stehen. Diese zusehends offenere
und ehrliche Diskussionskultur
zeigt deutlich: Nach wie vor schafft
es die Schweizer Gesellschaft, im

Prozess der direkten Demokratie
Probleme zu erfassen und prakti-
kable Lösungswege zu beschrei-
ten. Man rufe sich dazu das klare
Ja zur Revision des Ausländer- und
Asylgesetzes letzten Herbst in Erin-
nerung. Die Scheuklappen der politi-
cal correctness haben auf Dauer kei-
nen Bestand. Zensurbehörden wie
die eidgenössische Antirassismus-
kommission (EKR) können nur noch
trauernd mitansehen, wie ihre müh-
sam konstruierten Tabus nach und
nach gesprengt werden.

Russland ohne Putin?



te seine Ernennung zum Sekretär
des nationalen Sicherheitsrates,
was faktisch Nummer 2 im Putin-
Staat bedeutet! Vor sechs Jahren
war er dann der erste zivile Ver-
teidigungsminister des Landes,
indes blieb er für die Generalität
stets ein Fremder, zumal seine
Reformpläne keine grössere Wir-

kung zeigten. Anfang dieses Jahres
wurde er ebenfalls auf den Posten
des Stellvertretenden Minister-
präsidenten gehoben. Ihm ist die
Unterstützung der Geheimdienste
und ebenfalls des Militärs – ange-
sichts des neuen Aufrüstungs-
programms Russlands – sicher. Er
gilt als Gegner aller Annäherung an

die USA und jeder Osterweiterung
der NATO. Seine Einstellung ge-
genüber dem Westen ist generell
von tiefem Misstrauen erfüllt. Sollte
er der Nachfolger Putins werden,
täte der Westen gut daran, ihm mit
Augenmass  und Standhaftigkeit zu
begegnen.

REFERAT VON NATIONALRAT

TONI BORTOLUZZI (ZH)

Die IV ist unbestritten eines der
bedeutendsten Sozialwerke in un-
serem Land. Ihr Grundgedanke ist
die Bereitschaft zur Solidarität im
Falle existenzieller Not. Es handelt
sich dabei um eine Not, die sich
aus gesundheitlicher Einschrän-
kung ergibt. Sie hindert Betroffene
daran, eigenverantwortlich die per-
sönliche materielle Existenz zu
sichern. Als Teil der ersten Säule,
welche sich im Umlageverfahren
finanziert, springt die Invaliden-
versicherung in diese Lücke und
übernimmt die Sicherung der
materiellen Existenzsicherung. 

«Jede Person nimmt Verant-
wortung für sich selber wahr und
trägt nach ihren Kräften zur Be-
wältigung der Aufgaben in Staat
und Gesellschaft bei.»
Mit der 5. IV-Revision soll dieser
Grundsatz der individuellen und
gesellschaftlichen Verantwortung
aus Artikel 6 unserer Bundesverfas-
sung auch für Personen mit ge-
sundheitlichen Einschränkungen
Anwendung finden. Auch wenn
dies die Linke pausenlos tut – ist es
völlig verfehlt, die Forderung nach
verstärkter Eigenverantwortung
von Menschen mit gesundheitli-
chen Einschränkungen als unsozial
zu bezeichnen. Im Gegenteil: Die
Nutzung der verbleibenden körperli-
chen Fähigkeiten und Bemühungen,
die Möglichkeiten von Menschen
mit gesundheitlichen Einschrän-
kungen zu fördern, stärkt das
Selbstvertrauen sowie das Wohl-
befinden der Betroffenen. Der Ein-
bezug der Betroffenen kann gar als
Therapie dienen und gesundheits-
fördernde Wirkung haben.  
Die in den vergangenen zwanzig
Jahren aufgekommene Art der So-

zialpolitik ist ebenso verfehlt, wie die
Ausgrenzung der Betroffenen zu Be-
ginn des industriellen Zeitalters. War
es damals die Einschränkung der
Selbstbestimmung durch totale Be-
vormundung, so handelt es sich heute
um eine totale Bevormundung durch
ein überbordendes linkes Helfer-
syndrom. Statt die Eigenständigkeit
soweit zumutbar zu fördern, wurde
eine immer grösser werdende Be-
treuungsindustrie aufgebaut, die
den Eindruck erweckt, Sozialarbeit
zum Selbstzweck zu leisten. 
Die 5. IV-Revision ist eine sozialpo-
litische Weichenstellung. Die Arbeit
der verantwortlichen Betreuungs-
personen in den IV-Stellen, welche
den aktuellen Willen des Gesetz-
gebers umsetzen muss, hat sich
konsequent auf die Eingliederung
und die Selbständigkeit der Be-
troffenen auszurichten. 
Fest steht: Die IV-Stellen haben den
Auftrag des Gesetzgebers, welcher
jedes Jahr knapp eine halbe Milliarde
Franken an Steuermitteln in die
Arbeitsmarktintegration investiert,
umzusetzen.
Das vor der 5. Revision formu-
lierte Ziel einer Rentenreduktion
von 20 Prozent sollte nochmals
deutlich übertroffen werden. IV-
Stellen-Verantwortliche, welche der
Neuausrichtung der IV nicht ge-
wachsen sind, müssen im Interesse
der Betroffenen abgelöst werden.
Ausserdem gilt es Doppelspurigkei-
ten mit anderen Sozialversicherun-
gen, wie etwa der Arbeitslosenver-
sicherung, zu vermeiden. Soziale
Kompetenz fördert die Restfähig-
keiten der Betroffenen und setzt
Wissen über wirtschaftlichen Erwar-
tungen und Möglichkeiten voraus.
Das alleinige Gutmensch-Sein ge-
nügt heute nicht mehr!
Die 5. IV-Revision und damit die
Politik des Bundesrates ist zu un-
terstützen. Die Erwartungen an die
5. IV-Revision habe ich eben darge-

legt. Allerdings gehen die Erwar-
tungen über die blosse Revision
hinaus. Auch bestehende Vor-
schriften müssen ebenso konse-
quent umgesetzt werden. So sollte
insbesondere die Überprüfung der
bestehenden Renten praktisch und
unabhängig vorgenommen werden.
Bei klaren gesundheitlichen Ein-
schränkungen, wie etwa im Falle
von Geburtsgebrechen, braucht es
nicht alle zwei Jahre eine vollstän-
dige Neuüberprüfung inklusive eines
neuen ärztlichen Gutachtens. Je-
doch sind IV-Rentner mit einer
unklar-kausalen Rentenursache um-
gehend einer intensiven Renten-
revision zu unterziehen. Hier muss
bei der Neuüberprüfung der Hebel
angesetzt werden. 
Heute wird bei einer Person mit
Down Syndrom jedes zweite Jahr
festgestellt, dass sie noch immer
dieser Gesundheitseinschränkung
unterliegt, während Menschen mit
unklaren IV-Ursachen wie psychi-
sche Leiden, Schleudertraumata,
undefinierbare Schmerzen etc. viel
zu wenig und vor allem zu wenig
strikt überprüft werden. Wer heute
eine IV-Rente mit unklarem Gesund-
heitsbild bezieht, darf ein Fahr-
oder Flugzeug führen, da man ihm
dafür eine genügende gesundheit-
liche Leistungsfähigkeit attestiert.
Hingegen weiss man bei der glei-
chen Person nicht, aus welchem
Grund sie nicht mehr arbeiten kann.
Solche Missstände gilt es zu korri-
gieren. Es geht letztlich auch da-
rum, der angeschlagenen IV bei
den Beitragszahlern wieder zu
mehr Glaubwürdigkeit zu verhelfen.  
Die heutige Gesetzgebung kann
zusammen mit der 5. IV-Revision in
kurzer Zeit eine klare Verbesserung
der Zustände in der Invalidenversi-
cherung bringen. Es gilt aber seitens
des Bundesrates, der Verwaltung,
der IV-Stellen und der Justiz alles
nur Erdenkliche zu unternehmen,
statt nur davon zu reden. Die
Schuldensituation in der IV zwingt
uns dazu. Spätestens zwei Jahre
nach Inkrafttreten der 5. IV-Revision
wird man bewerten können, ob die
Vorgaben des Gesetzgebers umge-
setzt wurden oder nicht.

Die 5. IV-Revision
Abstimmung vom 17. Juni
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rige über Millionenbudgets, Zonen-
pläne, den Bau einer Sportanlage,
eines Kongresszentrums etc. ent-
scheiden können, aber Ihr eigenes
Vermögen nicht selber verwalten
dürfen, da sie noch nicht handlungs-
fähig sind. Ebenfalls bei Verträgen
wie beispielsweise beim Lehrvertrag
gilt Ihre alleinige Unterschrift nicht.
Ohne Unterschrift des gesetzlichen
Vertreters können 16-Jährige keine
Verträge abschliessen. Es ist doch
reichlich komisch, wenn 16-Jährige
fähig sein sollen, über das Gemein-
dewesen die Verantwortung zu tra-
gen, ihnen diese Verantwortung im
Privatbereich jedoch noch nicht
übertragen wird. Mitbestimmung
bedeutet auch Mitverantwortung.
16-Jährige profitieren von Schutz-
bestimmungen auch im Strafrecht
und stehen noch unter elterlicher
Sorge, tragen für ihr Leben nicht
die volle Verantwortung, politisch
jedoch sollten sie dazu fähig sein!?!
Politische Rechte und zivilrechtli-
che Handlungsfähigkeit müssen
übereinstimmen, sonst gesteht man
der Politik nicht die nötige Ernst-
haftigkeit zu. Konsequenterweise
müsste man das Mündigkeitsalter
herabsetzen. Ob dies im Interesse
der Jugendlichen wäre, dies be-
zweifle ich sehr. Als Lehrerin an der
Berufsschule stelle ich fest, dass
zwischen dem 16. und 18. Lebens-
jahr, für die meisten – die Zeit der
Lehre – ein merklicher Reifepro-
zess stattfindet. Der Kontakt mit
dem Erwerbsleben und der Weg in

die finanzielle Unabhängigkeit muss
gelernt werden und wenn da noch
gewisse Schutzmechanismen ein-
gebaut sind, so kann dies nur vor-
teilhaft sein.
Irrwitzig ist auch, wenn Österreich
als Vorbild für das Stimmrechtsalter
16 herbeigezogen wird. Die Mitbe-
stimmung der Bürger beschränkt
sich dort auf das Wählen der Par-
lamentsmitglieder und diese Wahl
soll zukünftig alle fünf Jahre ge-
schehen. 
Mit dieser Übung will man Jugend-
liche vermehrt politisch motivieren.
Aus meiner Erfahrung kann ich sa-
gen, dass nicht Stimm- und Wahl-
fähigkeit ausschlaggebend für das
politische Interesse sind, sondern
die Themen und die Vorbilder.
Politisch interessierte Eltern oder
Politiker, die bereit sind mit Jugend-
lichen in Kontakt zu treten, Jugend-
lichen Interviews zu geben und auf
Fragen einzugehen, können In-
teresse wecken. Erfolgreich erlebte
ich stets den Besuch im Bundes-
haus während der Session, wenn
sich Parlamentarier und Parlamen-
tarierinnen Zeit nahmen für eine
kleine Diskussion mit den Berufs-
schülerinnen. 
Wir benötigen nicht Stimmrechts-
alter 16 für die politische Motiva-
tion, sondern politisch Engagierte,
welche bereit und fähig sind, sich
mit den Jugendlichen auseinander-
zusetzen.

Stimmrechts-
alter 16?

AMI BOSSARD GARTENMANN

E-Mail: amibossard@prolibertate.ch

Der Kanton Glarus gewährt nun
seinen 16-Jährigen das Stimmrecht
und das aktive Wahlrecht auf Ge-
meinde- und Kantonsebene. Die
rot-grüne Berner Regierung will da
ebenfalls eine Vorreiterrolle spielen
und fordert das Stimmrechtsalter
16. Grossrat, wie auch Berner Volk
werden darüber abstimmen. Die
Linke benötigt Unterstützung für
die Wahlen im Herbst und will
schweizweit das Stimmrechtsalter
auf 16 Jahre heruntersetzen.
Interessant ist einfach die Tatsache,
dass bei dieser Forderung 16 -Jäh-

Gedanken 
der Präsidentin

proTELL bedauert den unsinnigen
Amoklauf mit einem Sturmgewehr
in Baden vom 13. April 2007, bei
dem leider ein 71-jähriger, unbetei-
ligter Mann sterben musste und
weitere Menschen teils schwer ver-
letzt wurden. Auch wir sind unmiss-
verständlich der Auffassung, dass
jeder durch ein vorsätzliches
Schusswaffendelikt Getötete oder
Verletzte einer zuviel ist. Trotzdem
bleiben wir der Auffassung, dass
die persönliche Waffe mit Taschen-

munition als Bestandteil unseres
Miliz-Systems dem Bürger/Soldaten
weiter nach Hause abzugeben ist.
Es können nicht über Hundert-
tausend verantwortungsbewusste
Wehrmänner entwaffnet werden,
weil jährlich einige wenige ihre
Waffe für ein vorsätzliches Tötungs-
delikt missbrauchen.

(…) Wir müssen uns bewusst sein
und uns darauf einrichten, dass der
Kampf gegen den privaten Waffen-

besitz nicht nur weiter geht. Er fin-
det auch auf einem bisher noch nie
erlebten, tiefen und billigen Niveau
statt. 

Wir nehmen diesen Kampf auf, da-
mit uns ein möglichst freiheitliches
Waffenrecht erhalten bleiben kann.
Wir erwidern diesen Kampf, aber
nicht auf diesem, einer selbstver-
antwortlichen, offenen Gesellschaft
unwürdigen und erbärmlichen Ni-
veau der populistischen Gegner.

a. Nationalrat Willy Pfund,
Präsident der Gesellschaft 
für ein freiheitliches Waffenrecht
proTELL

Kampf 
für ein freiheitliches 
Waffenrecht



Der Druck der EU auf das Steuer-
system der Schweiz wird von Men-
schen jeder politischen Couleur als
völlig unverständlich bezeichnet.
Allfällige Massnahmen der EU ge-
gen die Schweiz würden als Kampf-
ansage empfunden. Dies wurde in

Tausenden von Gesprächen deut-
lich, die bei der Unterschriften-
sammlung in der letzten Woche
geführt wurden. Die Bereitschaft zu
unterschreiben liegt bei über 95
Prozent. Der Petitionsbogen kann
auf www.svp-sz.ch heruntergeladen

oder bestellt werden: Sekretariat,
SVP Kanton Schwyz, Postfach,
8808 Pfäffikon.

Tel. 055 410 41 52 
oder 
Fax 055 410 41 53

Die SVP-Sektionen der Innerschweizer Kantone wehren
sich mit einer Petition gegen die Einmischung der EU in

die kantonale Steuerhoheit.

«Hände weg von unserem Steuersystem»
heisst die Petition.

PRO LIBERTATE

besucht die Drohnenbasis der Armee 
und das Bourbaki-Museum
Am 31. August ist es wieder ein-
mal soweit. Es steht eine der
traditionellen Exkursionen von
PRO LIBERTATE an. Auf dem Pro-
gramm stehen sowohl militäri-
sche als auch historische Sehens-
würdigkeiten. Treffpunkt ist um
9:15 Uhr beim Hauptbahnhof
Luzern. Anschliessend erhalten
Sie Gelegenheit, im Rahmen
einer Führung die Drohnenbasis
der Armee in Emmen kennen zu
lernen. Drohnen sind ein wichti-
ges Mittel zur militärischen Auf-
klärung. Nach einem Mittagessen
im Luzernerhof in Luzern ist eine
Besichtigung des Bourbaki-Mu-
seums geplant. Dieses ist vor
wenigen Jahren total renoviert
worden. Sehen Sie bei einem
geführten Rundgang die Doku-
mentationen einer der grössten
Schweizer Solidaritätsleistungen.

Die Einladung mit Anmeldefor-
mular erhalten Sie mit den PRO

LIBERTATE-Mitteilungen Ende Juli
2007. 

Wir freuen uns, Sie bei dieser
interessanten Exkursion begrüs-
sen zu dürfen.

Die humanitäre Aufnahme der unter-
legenen französischen Bourbaki-
Armee festigte die Existenz der
Schweiz als neutraler und der
Humanität verpflichteter Kleinstaat
und verlieh der Schweizerischen
Neutralität eine grosse internatio-
nale Akzeptanz. Die Veranstaltung
endet ca. um 16:15 Uhr. 

Jetzt 
vormerken

!
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Schon 
vorbeigesurft?
www.prolibertate.ch

Sie können Spenden 
an PRO LIBERTATE

auch in            tätigen.

3 klare Worte und Positionen 
Zusammenfassung dieser PRO-LIBERTATE-Mitteilungen

1. Eine glaubwürdige Luftwaffe benötigt Übungsmöglichkeiten!

2. Die Jugend braucht Vorbilder und nicht Selbstverwirklichungs-
ideologien. 

3. Stehen wir für unser freiheitliches Waffenrecht ein!

Ich / wir unterstütze(n) PRO LIBERTATE

als Mitglied, Jahresbeitrag Fr. 40.–, Ehepaare Fr. 60.–
als Gönner, Jahresbeitrag Fr. 100.– 
als Sympathisant, Beitrag nach freiem Ermessen
Ich bin an weiteren Informationen interessiert

Name

Vorname

Adresse

PLZ/Ort

Telefon

Datum

Unterschrift

Einsenden an: PRO LIBERTATE • Postfach 587 • 3052 Zollikofen 3.07

✂

1. Volksabstimmung vom 17. Juni 2007: Ja zur 5. IV-Revision!

– mit Sicherheit mehr bürgerliche Schweiz.

und 1 dringender Hinweis 

Die Bestrebungen von

für die Erhaltung und die Förderung einer «gesunden» Schweiz 
interessieren mich.
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LinksLinksLinksLinks
LinksLinksLinksLiLin
ksLinksLinksLinksnk
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www.luftwaffe.ch (Schweizer Luftwaffe)
www.luftwaffe.de (Deutsche Luftwaffe)
www.iv-revision.ch (Überparteiliches Abstimmungs-
komitee)
www.aktuell.ru (Biographie Putin)
www.protell.ch (Gesellschaft für ein freiheitliches
Waffenrecht)
www.svp-sz.ch (Unterschriftenbogen für die Petition
«Hände weg von unserem Steuersystem»)


	Seite 2.eps
	Seite 3.eps
	Seite 4.eps
	Seite 5.eps
	Seite 6.eps
	Seite 7.eps
	Seite 8.eps
	Seite 1.eps

